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Mobilisierung durch das Internet?
Ergebnisse einer empirischen Längsschnittuntersuchung zum Einfluss
des Internets auf die politische Kommunikation der Bürger

Martin Emmer / Gerhard Vowe

Ausgangspunkt ist die Frage, welche Auswirkungen das Internet auf die individuelle politische
Kommunikation der Bürger hat. Das Spektrum der Vermutungen reicht von einer generellen Ak-
tivierung durch das Internet („Mobilisierung“) über eine Vergrößerung der Unterschiede in der
politischen Kommunikation („Spaltung“) bis zu einer Verstärkung der generellen Abwendung
von der Politik („Abkehr“). Die Frage soll auf Grundlage einer repräsentativen Befragung in ei-
nem Paneldesign beantwortet werden. Es zeigt sich, dass diejenigen, die neu ins Internet gehen,
die herkömmlichen Formen politischer Kommunikation nicht weniger als vorher nutzen, son-
dern das Internet komplementär für politische Zwecke einsetzen. Dabei werden insbesondere die
internetgestützten Möglichkeiten interpersonaler Kommunikation wahrgenommen (E-Mail,
Chat). Es kann varianzanalytisch nachgewiesen werden, dass diese Veränderung in einem signi-
fikanten Maße auf den Internetzugang zurückgeführt werden kann. Als Ursache für diese Ver-
schiebungen ist zu vermuten: Das Internet hat die Kosten-Nutzen-Relationen für einige Formen
politischer Kommunikation drastisch verschoben.

1. Fragestellung und Hintergrund1

Verändert das Internet die politische Kommunikation? Wenn jemand Zugang zum In-
ternet bekommt – verändert sich dann bei ihm nicht nur die Art und Weise, wie er
Reisen bucht oder Bücher kauft, sondern auch, wie er politisch kommuniziert, also wie
er sich politisch informiert, über Politik mit anderen redet, seine politische Meinung
öffentlich zeigt, sich politisch engagiert?

Diese Fragen sind so alt wie das Internet. Von Anfang an war das Internet aufgela-
den mit Verheißungen auch politischer Art: Ein amerikanischer Vizepräsident sah ein
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neues athenisches Zeitalter aufsteigen – „geschmiedet auf den Foren des Internet“
(Gore 1994). Und der Wahlkampfberater von Bill Clinton wähnte die USA auf dem
Wege von James Madison zu Thomas Jefferson, von der repräsentativen zur direkten
Demokratie – mit dem Internet als Katalysator (Morris 1999: VIII). Dies sind keine
vereinzelten politischen Stimmen. Ein Großteil der frühen einschlägigen Literatur ist
getragen von der Hoffnung, das Internet erweitere und erneuere die politische Beteili-
gung (vgl. z.B. Grossman 1995; Rheingold 1994; Schwartz 1996). Es wurde zur „kom-
munikativen Infrastruktur der globalen Zivilgesellschaft“ stilisiert oder zumindest die
Frage gestellt, ob das Internet grenzüberschreitend neue Politiknetzwerke schaffen kön-
ne (Leggewie 2000: 161).

Im Gegenzug waren immer auch düstere Stimmen zu hören: So prognostizierte
Paul Virilio 1993, die „interaktive Teleaktion“ komme einer „irdischen Katastrophe
der Öffentlichkeit der Civitas“ gleich. Er sah am Horizont ein „totalitäres Regime“ der
globalen „Telekommunikationsmedien“ aufsteigen. Andere erwarteten eher eine „Frag-
mentierung“ der Gesellschaft oder eine „Chaotisierung politischer Kommunikation“
(vgl. z.B. Barnett 1997; Holtz-Bacha 1998; Schulz 1997b).

Und schließlich gab und gibt es – insbesondere in jüngerer Zeit – in Abgrenzung
zu Euphorikern und Apokalyptikern Stimmen, die das Veränderungspotenzial eher ge-
ring einschätzten (vgl. z.B. Bimber 2000; Jarren 1998).

Mittlerweile sind nicht nur in ökonomischer Hinsicht einige Seifenblasen geplatzt.
Kosten und Nutzen des Internets können nun nüchtern kalkuliert werden – auch mit
Blick auf die politischen Wirkungen. Wie belastbar sind also die positiven und die ne-
gativen politischen Zuschreibungen, mit denen das Internet aufgeladen wurde?

Wir wollen diese Zuschreibungen und Vermutungen empirisch prüfen, und zwar
auf der Mikroebene politischer Kommunikation. Das bedeutet: Die Behauptungen, das
Internet verändere in dieser oder jener Richtung die politische Kommunikation, wer-
den von uns im Hinblick auf die Aktivitäten der einzelnen Bürger geprüft. Nicht ge-
prüft wird, ob dem Internet auf der Mesoebene, also auf der Ebene der politischen Or-
ganisationen, eine verändernde Funktion zukommt; so wird z.B. gemutmaßt, dass klei-
ne Organisationen durch das Internet in die Lage versetzt werden, stärker an politi-
schen Auseinandersetzungen teilzuhaben oder dass sich andere Organisationsformen
herausbilden (vgl. z.B. zu „virtueller Partei“ u.a. Leggewie 2001; Machnig 2001; Mar-
schall 1998). Und es wird auch nicht um die Veränderungen gehen, die dem Internet
auf der Makroebene zugeschrieben werden, d.h. im Hinblick auf die Verschiebung von
Gewichten in politischen Systemen oder auf die Nutzung des Internets durch Staaten
(vgl. z.B. Falter 2002; Karmack/Nye Jr. 1999).2

Unser Forschungsansatz ist bislang in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung
um „Elektronische Demokratie“ nicht vertreten (vgl. den Überblick bei Zittel 2001).
Der Großteil der einschlägigen politikwissenschaftlichen Forschung fragt nach den Fol-
gen des kommunikationstechnischen Wandels für das politische System und für politi-
sche Organisationen. Falls in den Arbeiten auf der Mikroebene empirisch argumentiert
wird, so geschieht dies final: Es wird gefragt, ob durch einen Einsatz elektronischer
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2 Letztlich sind Veränderungen auf den anderen Ebenen davon abhängig, in welchem Maße sich
auf der Mikroebene etwas verändert. Erst wenn sich ein nennenswerter Anteil der Bürger das
Internet aneignet, gehen z.B. Parteien dazu über, entsprechende Angebote zu entwickeln.



Medien politische Ziele, wie z.B. eine Stärkung direkter Demokratie, erreicht werden
können.3

Unsere Entscheidung für die Mikroebene ist forschungsstrategisch begründet, da
auf diese Weise die Wirkungsvermutungen mit dem Instrumentarium der empirischen
Sozialforschung geprüft werden können. Dies wird aber nicht mit einer Trivialisierung
erkauft: Es ist keineswegs trivial, wenn festgestellt werden kann, ob und falls ja, in wel-
chem Ausmaß, bei welchen Gruppen und Aktivitäten, unter welchen Bedingungen
und in welchem Zeitraum eine Erweiterung des Repertoires an Kommunikationsmög-
lichkeiten zu Veränderungen des politischen Handelns führt.

Auf dem Prüfstand steht damit vor allem die Mobilisierungshypothese: Ihr zufolge ist
zu erwarten, dass die Bürger mit Internetanschluss sich häufiger und intensiver an poli-
tischen Prozessen beteiligen als die ohne diese Möglichkeit, und dass über das Internet
Teile der Bürgerschaft in die politische Willensbildung einbezogen werden, die über
andere Kanäle nicht (mehr) erreichbar sind. Das Internet führe damit zu einer ver-
stärkten Inklusion von Bürgern in das politische System.

Die Annahme einer medieninduzierten Verstärkung politischer Aktivität hat Tradi-
tion: Bereits in der Wahlstudie von Lazarsfeld (1944: 73) wird gezeigt, dass und wie
die Medien in der Wahlkampagne für eine Aktivierung der Bevölkerung sorgen. Bei
Noelle-Neumann (1974: 190; 1979: 177) bewirkt das Fernsehen eine Einbeziehung
bislang nicht erreichter Schichten in die politische Kommunikation, indiziert durch ei-
nen frappanten Anstieg des politischen Interesses in den 1950er und 60er Jahren, der
mit der Durchsetzung des Fernsehens korreliert. Auch diejenigen, die sich vorher nicht
viel um Politik scherten, werden über die alltägliche Fernsehnutzung stärker in die po-
litischen Auseinandersetzungen einbezogen – z.B. durch eine eher zufällige Nachrich-
tenrezeption und anschließende interpersonale Kommunikation. Schulz (1997: 172–
175; Schulz 2001) zeigt u.a., dass die Medien in dem Maße an Bedeutung für die Mo-
bilisierung in Wahlkampagnen gewinnen, in dem sich Parteibindungen abschwächen.

Statt einer Mobilisierung ist aber auch die entgegengesetzte Wirkung des Internets
denkbar: Die Internetnutzung könnte zu größerer Distanz zum politischen System füh-
ren, zu Ignoranz (Unwissen über politische Zusammenhänge), zu Misstrauen (Politik-
verdrossenheit) und/oder zur „Abkehr“, d.h. zu einer Abnahme politischer Aktivität.4

Insgesamt – so diese Vermutung – führt das Internet dazu, dass sich die Bürger von
der Politik entfernen, sich weniger als Teil des politischen Systems begreifen. Infolge
der Internetnutzung verringere sich demnach die politische Aktivität – wodurch auch
immer dieser Zusammenhang bedingt sein mag.5 Nach dieser Hypothese müssten die-
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3 Siehe z.B. den Bericht der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestags zur „Zukunft des
Bürgerschaftlichen Engagements“ (Deutscher Bundestag 1998). Der Prototyp dieser präskrip-
tiv ausgerichteten Forschung ist das evaluierte Pilotprojekt, z.B. das elektronische Informa-
tionsangebot von politischen Repräsentanten (vgl. Zittel 2001: 440–441).

4 Die Bezeichnung „Abkehr“ wird von Holtz-Bacha (1990: 58) für einen „Rückgang der politi-
schen Aktivität“ infolge von Medienzuwendung gebraucht. „Entfremdung“ wird durch Ein-
stellungsvariablen definiert, während wir auf Verhaltensvariablen zielen.

5 So könnte die Möglichkeit, über das Internet auch für die exklusivsten Bedürfnislagen Kom-
munikationspartner zu finden, das Interesse für allgemeine Belange weiter in den Hintergrund
treten lassen – eine Fragmentierung der Gesellschaft in unzählige, miteinander nur noch
schwach verknüpfte Interessengruppen wäre die Folge („Balkanisierung“, vgl. Wilhelm 2000).



jenigen, die das Internet nutzen, weniger demonstrieren, sich seltener an Wahlen betei-
ligen usw. und dies nicht durch politische Online-Aktivitäten ausgleichen.

Die Sorge vor wachsender Exklusion hat ebenso wie die Mobilisierungsthese eine
lange Tradition: Bei jeder Medieninnovation wurde befürchtet, sie würde herkömmli-
che Mediennutzung substituieren und dabei insbesondere eine „Entpolitisierung“ zur
Folge haben (vgl. Kiefer 1989). Die Substitutionserwartung bildet eine Säule der Tra-
dition, in der die Abkehrhypothese steht. Die zweite Säule bildet die „Video-Malaise-
Hypothese“ (Robinson 1976); sie hat im Hinblick auf das Fernsehen nachhaltige Auf-
merksamkeit erhalten. Zu erwarten wäre aus dieser Sicht, dass der Siegeszug des Inter-
nets zu einer weiteren Erosion der Grundfesten der bürgerlichen Gemeinschaft bei-
trägt. Bislang wird dies nur vereinzelt mit Blick auf das Internet vertreten (Putnam
2000; Stoll 1995), es gibt aber keine belastbaren Forschungsergebnisse.6

Sehr viel plausibler als die Abkehrthese klingt die Nullhypothese: Das Internet habe
keinerlei Einfluss auf politische Aktivitäten der Bürger. Dieser Indifferenzhypothese zu-
folge bleibt auf der Mikroebene nach der Durchsetzung des Internets alles weitgehend
so, wie es zuvor war (vgl. z.B. Jarren 1998; Klingemann/Voltmer 1989: 237).

Mobilisierungs- und Abkehrthese sind Vermutungen über generelle Wirkungen, mit
der Indifferenzthese wird deren Ausbleiben vermutet. Bei allen diesen Thesen interes-
siert nicht die soziale Verteilung der Zu- oder Abnahme der politischen Aktivität. Ge-
nau dieser Aspekt steht im Zentrum einer weiteren Hypothese, die unter dem Begriff
„Digital Divide“ erheblichen politischen Einfluss gewonnen hat (Bonfadelli 2002;
Brown/Barram/Irving 1995; Norris 2001). Dabei wird davon ausgegangen, dass die In-
ternetnutzung nicht zu einer generellen Zu- oder Abwendung von Politik führe, son-
dern sozial unterschiedlich wirke. Bei Zugang und Nutzung komme es zu sozialer Se-
lektivität – mit erheblichen politischen Folgen. Es wird im Lichte dieser Hypothese
untersucht, ob diejenigen Gruppen, die auch jetzt schon politisch den Ton angeben,
das Netz besser für ihre politischen Zwecke nutzen und damit ihren Einfluss vergrö-
ßern können. Dadurch, dass das Netz die Einen mobilisiere, vergrößere sich der Ab-
stand zu den Anderen. Damit drohe eine „Zwei-Drittel-Bürgerschaft“: Sollte die Inter-
net-Diffusion sich tatsächlich in den nächsten Jahren wesentlich verlangsamen, würde
ein Drittel der Bürger an den veränderten Bedingungen für politische Kommunikation
nicht oder nur mit großer Verzögerung teilhaben.7

Damit ist das Spektrum der möglichen Richtungen einer politischen Veränderung
durch das Internet auf der Mikroebene aufgespannt (vgl. Abbildung 1).

Unter „Mobilisierung“ wird im Folgenden eine durch das Internet hervorgerufene
Zunahme der politischen Aktivitäten von Bürgern verstanden. Eine Zunahme ist dann
gegeben, wenn am Ende eines bestimmten Untersuchungszeitraums in Folge der Inter-
netnutzung entweder eine größere Anzahl von Bürgern als zu Beginn politisch aktiv ist
oder wenn eine gleichbleibende Anzahl von Bürgern ihre politischen Aktivitäten ver-
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Oder es ergeben sich schlicht Verschiebungen im Zeitbudget: Je mehr jemand im Netz surft,
desto weniger liest er den Lokalteil der Tageszeitung.

6 Vgl. Wolling (1999). Empirische Hinweise für eine generelle Veränderung sozialer Beziehun-
gen infolge des Internets finden sich bei Nie/Erbring (2000).

7 Auch dies hat wissenschaftliche Tradition, und zwar in der Wissensklufthypothese (Bonfadelli
1994; Donohew/Tipton 1973; Wirth 1997).



stärkt hat.8 Lässt sich einer dieser Fälle oder lassen sich beide nachweisen, wäre die
Mobilisierungsthese bestätigt.

Dementsprechend wird unter „Abkehr“ eine durch das Internet hervorgerufene Ab-
nahme der politischen Aktivitäten in einem bestimmten Zeitraum verstanden, und dies
analog zur Zunahme in der einen oder in der anderen Variante. Wenn am Ende des
Zeitraums eine geringere Anzahl von Bürgern als zu Beginn politisch aktiv ist oder eine
gleichbleibende Anzahl ihre politischen Aktivitäten verringert hat, wäre die Abkehrthe-
se bestätigt.

Von einer „Spaltung“ könnte dann gesprochen werden, wenn die sozialen Gruppen
mit unterschiedlichen soziodemographischen und/oder Einstellungsmerkmalen sich in
ihren politischen Aktivitäten am Ende des Untersuchungszeitraums stärker unterschei-
den als zu Beginn. Auch dies kann gemessen werden an der Anzahl der politisch Akti-
ven oder an der Stärke ihrer politischen Aktivitäten.9

„Indifferenz“ schließlich wäre dann gegeben, wenn weder eine generelle noch eine
selektive Zu- oder Abnahme der politischen Kommunikationsaktivitäten festzustellen
ist, die auf das Internet zurückgeführt werden kann.

Unser Beitrag wird sich auf die Klärung der Frage konzentrieren, ob die Internet-
nutzung bei den Bürgern entweder eine Wirkung in Form einer Mobilisierung bzw. ei-
ner Abkehr zur Folge hat oder ob die Internetnutzung gegenüber den politischen Akti-
vitäten indifferent bleibt. Anders formuliert: Lässt sich die Internetnutzung auch dann
als Ursache für Veränderungen in den politischen Aktivitäten identifizieren, wenn man
alternative Erklärungsfaktoren kontrolliert? Die Spaltungsthese kann im Rahmen dieses
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8 Zur Operationalisierung dieser Konstrukte siehe 2.2.
9 Dabei lassen sich verschiedene Varianten unterscheiden: Entweder ergibt sich die Verstärkung

der sozialen Unterschiede durch eine selektive Mobilisierung oder durch eine selektive Abkehr
von Internet-Nutzern, während die Aktivitäten der Nicht-Nutzer unverändert bleiben. Denk-
bar wäre ebenso eine Abkehr in einer und eine Mobilisierung in einer anderen Gruppe oder
eine in verschiedenen Gruppen der Internetnutzer unterschiedlich starke generelle Mobilisie-
rung oder Abkehr.

Abbildung 1: Spektrum der möglichen Hypothesen
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Beitrags nicht geprüft werden. Dies muss zukünftigen Auswertungen vorbehalten blei-
ben.10

2. Zur Methode der Untersuchung

Die Breite der zu prüfenden Hypothesen macht deutlich, dass mit dieser Untersu-
chung kein expliziter Theorietest durchgeführt werden soll. Es wird also nicht eine
oder mehrere der oben angeführten Theorien auf die Verbreitung des Internets ange-
wendet und deren Erklärungskraft getestet. Vielmehr wollen wir die gesamte, bisher
durch empirische Befunde noch kaum eingeschränkte Breite möglicher Entwicklungen
im Blick behalten und deshalb ein im Prinzip induktives, wenn auch durch Hypothe-
sen geleitetes Vorgehen anwenden. Am Ende soll dies zu Aussagen darüber führen,
welche Ansätze sich bevorzugt für Theorietests eignen.

Eine systematische empirische Prüfung der Hypothesen ist erst seit kurzem mög-
lich, da die Verbreitung des Internets nun einen Stand erreicht hat, bei dem hinrei-
chend große Gruppen von Internetnutzern und Nicht-Nutzern miteinander verglichen
werden können.11 Denn entsprechend der Diffusionstheorie (Rogers 1995; Scherer/Be-
rens 1998) durchläuft die Durchsetzung des Internets gerade die Phase der „Late Ma-
jority“ (vgl. Eimeren/Gerhard/Frees 2001: 384). Bei den Personen, die derzeit „ins In-
ternet gehen“, handelt es sich sozialstrukturell nicht mehr um technikaffine Spezialpo-
pulationen („Early Adopters“), sondern um breite Bevölkerungsgruppen, deren Unter-
suchung gut verallgemeinerbare Aussagen ermöglicht. Eine Finanzierung durch die
DFG erlaubte uns, mit einer repräsentativen Befragung im Panel-Design diese Mög-
lichkeit wahrzunehmen.

2.1 Soziale Struktur der Untersuchung: Stichprobe

Der Untersuchung liegt die telefonische Befragung einer Zufallsstichprobe von 1219
Personen in der ersten Welle zu Grunde, die sich je zur Hälfte aus den Städten Kassel
und Erfurt rekrutierten.12 In der zweiten Welle waren davon noch 62 Prozent erreich-
bar und teilnahmebereit.13 Die Stichprobe ist repräsentativ für die deutschsprachige
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10 Dies erfordert, alle im Folgenden präsentierten generellen Befunde zusätzlich nach den ver-
schiedenen soziodemographischen Variablen zu differenzieren. Dies würde den Rahmen eines
Aufsatzes sprengen, so dass wir darauf nur im Ausblick eingehen können.

11 Empirie fand in der Frühphase des Internets weitgehend in Form von Fallstudien statt, z.B.
zum Interneteinsatz durch politische Akteure (Bieber 1999; Müller 1998) oder auf Sekundär-
analysen von allgemeinen Online-Nutzungsdaten (z.B. Hagen/Kamps 1999). Die Surveys zur
Online-Nutzung (Eimeren/Gerhard/Frees 2002; GfK 2002) streifen den politischen Aspekt
aber nur.

12 Es handelte sich dabei um eine mehrstufige Zufallsauswahl auf Basis einer ZUMA-Telefon-
stichprobe (haushaltsinterne Auswahl mit „lastbirthday“). Die Auswahl der Städte erfolgte in
erster Linie aus forschungsökonomischen Gründen (Nähe zum Untersuchungsstandort Ilme-
nau). Der durch die Auswahl mögliche Ost-West-Vergleich diente in erster Linie Kontrollzwe-
cken, erwies sich aber mit wenigen Ausnahmen als nicht prognosefähig für politische Kommu-
nikation.

13 Die Ausschöpfungsquote betrug in der ersten Welle 43 Prozent. Die Panelmortalität von



Wohnbevölkerung in Kassel und Erfurt, die Ergebnisse können deshalb nur mit Ein-
schränkungen auf die Gesamtbevölkerung der Bundesrepublik Deutschland bezogen
werden. Es handelt sich jedoch mit je ca. 200.000 Einwohnern um durchaus „norma-
le“ deutsche Großstädte; nichts spricht dafür, dass es sich um spezielle Fälle handelt,
bei denen eine Verallgemeinerung der Befunde zumindest auf die deutsche Großstadt-
bevölkerung ausgeschlossen wäre.14

2.2 Zur sachlichen Struktur der Untersuchung:
Variablenmodell und Operationalisierung

Als Grundlage dient ein Modell, in dem ausgewählte Variablen in einen Kausalzusam-
menhang gebracht werden. Die erste Annahme in diesem Modell ist, dass die Erweite-
rung des Medienspektrums durch das Internet die Ursache einer politischen Verände-
rung darstellt – von Mobilisierung oder Abkehr. In der Debatte um das Internet fin-
den sich unterschiedliche Vermutungen, was beim Internet politisch wirkt: der bloße
Zugang zum Internet, die verschiedenen Möglichkeiten des Zugangs, die Nutzung be-
stimmter Dienste, der Inhalt bestimmter Angebote u.a.m. Wir haben uns dafür ent-
schieden, als unabhängige Variable einen nutzungsdefinierten Zugang zum Internet zu
bestimmen. Es geht beim Internetzugang also nicht um die politischen Auswirkungen
bestimmter Inhalte von Online-Angeboten. Es soll vielmehr empirisch geprüft werden,
ob sich die politische Kommunikation der Bürger bereits dann verändert, wenn sich
das individuelle kommunikative Repertoire durch den Internetzugang erweitert.15 Die
Variable „Internetzugang“ ist dabei nicht durch die bloße technische Möglichkeit defi-
niert, sondern über ein bestimmtes Maß an tatsächlicher Nutzung: Es wurden 30 Mi-
nuten Nutzungszeit pro Woche und Person als Mindestmaß angesetzt, um als Nutzer
erfasst zu werden.16

Die zweite Annahme im Modell ist, dass der Internetzugang ein breites Spektrum
von politischen Aktivitäten beim Bürger berührt. Gemeinhin wird in der Medienwir-
kungsforschung die politische Wirkung von Medien an politischem Wissen, politi-
schen Einstellungen oder der Wahlbeteiligung geprüft (Marr 2002). Dies trifft aber al-
les nicht den Kern der Mobilisierungs- und der anderen Hypothesen; um sie zu prü-
fen, ist es erforderlich, als abhängige Variable ein möglichst breites Repertoire an parti-
zipativen Aktivitäten zu differenzieren. Alle diese Aktivitäten können als kommunikati-
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37 Prozent in der zweiten Welle bewegt sich im Rahmen des Erwartbaren (vgl. Schnell/Hill/
Esser 1995: 229–230). Dadurch traten keine nennenswerten Verzerrungen in der soziodemo-
graphischen Struktur der Stichprobe auf. Der Kohorteneffekt, also die Alterung der gesamten
Stichprobe um ein Jahr, ist in dem Zwei-Wellen-Design mit dem Abstand eines Jahres noch zu
vernachlässigen. Insgesamt 86 Personen (11,4 Prozent) hatten zwischen den beiden Befragun-
gen einen Internetzugang bekommen und bilden damit die Treatmentgruppe.

14 Longchamp (1999) ermittelt nur geringe Unterschiede in der politischen Netznutzung zwi-
schen Stadt und Land in der Schweiz; ebenso Brown/Barram/Irving (1995) für die USA.

15 Die Frage, welche Variablen wiederum erklären könnten, ob jemand über einen Internetzu-
gang verfügt oder nicht, ist nicht Gegenstand dieser Untersuchung.

16 Diese Definition von „Internetnutzer“ hat sich mittlerweile durchgesetzt (vgl. Eimeren/Ger-
hard/Frees 2001; GfK 2001). Die nutzungsdefinierte Bestimmung von Internetzugang macht
deutlich, dass wir keinen technikdeterministischen Ansatz verfolgen (vgl. Zittel 2001). Wir fra-
gen nach den politischen Folgen der Aneignung des Internets durch die Individuen.



ve Handlungen aufgefasst werden – von der Nutzung des politischen Teils der Tages-
zeitung und politischen Gesprächen bis zum Besuch von Versammlungen und zur
Teilnahme an Demonstrationen.

Wir fragen also danach, ob diejenigen, die über einen Internetzugang verfügen, po-
litisch anders kommunizieren als diejenigen, die darüber nicht oder noch nicht verfü-
gen. Es geht uns nicht um die Veränderung des politischen Wissens oder der politi-
schen Einstellungen, sondern um Art und Umfang des individuellen politischen kom-
munikativen Handelns oder – anders formuliert – der partizipativen Kommunikation.
Diese Variable wurde nach der Kommunikationsform und dem Kommunikationsmedi-
um differenziert.

In Anlehnung an Bordewijk/Kaam (1986) werden drei Gruppen von Kommunikations-
formen gebildet: sich in rezeptiver Weise politisch informieren, mit anderen Personen
über Politik sprechen17 und seine Meinung öffentlich zum Ausdruck bringen. Alle die-
se Aktivitäten werden im Folgenden als spezifische Formen partizipativer Kommunika-
tion im weiteren Sinne verstanden. Darunter fallen Aktivitäten, die in der klassischen
Partizipationsforschung unter „Partizipation“ im engeren Sinne gefasst werden, nämlich
Handlungen des einzelnen Bürgers mit dem Ziel, kollektiv bindende Entscheidungen
in seinem Interesse zu beeinflussen (vgl. Alemann 1975; Kaase 1975; Verba/Nie 1972).
Unter partizipativer Kommunikation werden von uns aber auch weitere Formen indi-
vidueller politischer Kommunikation gefasst, nämlich rezeptive politische Kommunika-
tion und interpersonale Kommunikation über politische Themen.18 Alle diese einzel-
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Abbildung 2: Differenzierung partizipativer Kommunikation

Kommunikations-
medien

Kommu-
nikationsformen

Herkömmliche Medien Online-Medien

Rezeptive politische
Kommunikation

z.B. Nutzung von Fernseh-
nachrichten

z.B. Online-Anforderung von
Info-Material

Interpersonale politische
Kommunikation

z.B. politische Gespräche am
Arbeitsplatz

z.B. E-Mails an Politiker

Expressive öffentliche
politische Kommunikation

z.B. Teilnahme an
Demonstrationen

z.B. Einträge in Foren/
Newsgroups

17 Eine besondere Rolle nehmen dabei direkte Kontakte mit Politikern ein: Sofern es sich nicht
um unspezifische Kontakte zu Organisationen handelt, sondern um eine individualisierte, an
eine bestimmte Person aus der Politik gerichtete Kommunikation per E-Mail oder in einem
Chat, wurde dies der Sphäre der interpersonalen Kommunikation zugeschlagen. Diese Eingrup-
pierung wird sich dann als relevant erweisen, wenn erklärt werden soll, warum der Internetzu-
gang bei einigen Aktivitäten Veränderungen bewirkt, bei anderen nicht (s.u. 3.2).

18 Diese Kommunikationsformen werden von verschiedenen Autoren ebenfalls als basale Formen
der Partizipation definiert (vgl. Brettschneider 1997; Gabriel 1997; „spectator activities“ nach
Milbrath 1965: 18)



nen Kommunikationsformen wurden über die üblichen Skalen der Kommunikations-
und Partizipationsforschung abgefragt.19

Zum anderen wurden diese Aktivitäten nach dem Kommunikationsmedium differen-
ziert: Dabei wurde grob unterschieden zwischen internetgestützter Kommunikation
und herkömmlicher Kommunikation. Letztere wurde negativ definiert, d.h. darunter
wurde die gesamte Kommunikation zusammengefasst, die sich nicht über das Internet
vermittelt – vom Gespräch unter Anwesenden bis zur Zeitungslektüre.

Da als die unabhängige Variable ein nutzungsdefinierter Zugang zum Internet ohne
Bezug auf politische Nutzung und als die abhängige Variable die spezifisch politischen
Kommunikationsaktivitäten innerhalb und außerhalb des Netzes gewählt wurde, sind
abhängige und unabhängige Variablen trennscharf definiert. Dadurch werden tautolo-
gische Erklärungen vermieden, bei denen z.B. ein Anstieg der individuellen politischen
Kommunikation auf einen Anstieg der individuellen Internetnutzung mit politischem
Bezug zurückgeführt wird.

Als Kontrollvariablen wurde außer den soziodemographischen Merkmalen der Be-
fragten ein breites Spektrum an Restriktionen und Einstellungen erfasst. Bei den Ein-
stellungen wurden vor allem das politische Interesse, die Kommunikationsmotive und
generelle Wertorientierungen erfragt. Sie fungieren hier als Kontrollvariablen – nicht
als abhängige Variablen. Bei den Restriktionen handelt es sich um von den Befragten
subjektiv wahrgenommene Rahmenbedingungen, die das kommunikative Handeln be-
schränken können, etwa die Kostenbelastung oder die Internetkompetenz.

2.3 Zeitliche Struktur der Untersuchung: Paneldesign der Befragung

Unserer Untersuchung liegt eine Befragung in zwei Wellen zugrunde (Januar/Februar
der Jahre 2001 und 2002). Die gleichen Befragten wurden zweimal befragt; auf diese
Weise kann ermittelt werden, ob eine zwischenzeitlich eingetretene Veränderung der
Bedingungen individuell bestimmte Auswirkungen zeitigte. Von besonderer Bedeutung
ist die Gruppe der „Einsteiger“, die beim ersten Messzeitpunkt noch nicht über einen
Internetzugang verfügte, dann beim zweiten bereits mehr oder weniger große Internet-
erfahrung besaß. Dadurch, dass bei dieser Teilgruppe individuell das politische Han-
deln vor und nach dem Zugang zum Internet gemessen werden konnte, bekommt die
Untersuchung den Charakter eines Feldexperiments, das die Prüfung von Kausalhypo-
thesen erlaubt.20 Bei dieser Gruppe müsste sich zeigen, ob und wie die individuelle po-
litische Kommunikation sich verändert, wenn der Internetzugang möglich ist.21 Dabei
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19 Die Operationalisierungen der Variablen sind unter http://www-ifmk.tu-ilmenau.de/pwm/fra-
gebogen02.pdf einsehbar.

20 Wenn der Stimulus – hier der Internet-Zugang – dabei nicht von den Forschern gesetzt wird,
sondern dies der Entscheidung der Probanden obliegt, handelt es sich um ein Quasi-Experi-
ment (vgl. Noelle-Neumann/Petersen 1996: 485–487; Schnell/Hill/Esser 1995: 219). Für die
Einführung des Kabelfernsehens hat es vergleichbare Studien gegeben (Kaase/Kutteroff/Pfetsch
1988; Voltmer/Klingemann/Oswald/Süß 1993).

21 Anhand der „Erfahrenen“, also derjenigen, die bereits zum ersten Zeitpunkt über einen Inter-
netzugang verfügten, lässt sich im Übrigen prüfen, ob die Verhaltensweisen stabil sind oder ob
sie sich im Zuge der Gewöhnung an den Internetzugang verändert haben (s.u). Die sehr kleine
Gruppe der „Aussteiger“ wird im Rahmen unserer Fragestellung nicht weiter analysiert.



interessiert uns nicht die absolute Veränderung in dieser Gruppe von der ersten zur
zweiten Messung, denn mögliche Änderungen könnten ja durch exogene Faktoren be-
einflusst sein, etwa durch eine Wahl oder politische Krisen. Als Testgröße dient im
Folgenden vielmehr die relative Veränderung im Gruppenvergleich, also der Unter-
schied zwischen den Veränderungen bei den Einsteigern und den Veränderungen bei
einer Kontrollgruppe, und zwar die Veränderungen von der ersten zur zweiten Mes-
sung. Als Kontrollgruppe dient die Gruppe der dauerhaften „Nicht-Nutzer“ – diejeni-
gen, die weder zum ersten noch zum zweiten Zeitpunkt über einen Internetzugang
verfügten: Veränderungen zwischen den zwei Messzeitpunkten, die auf generelle politi-
sche Entwicklungen und Ereignisse zurückzuführen sind, lassen sich im Vergleich zu
dieser Gruppe kontrollieren.

Es ist also zu prüfen, ob die vergleichbaren Deltas (das Ausmaß der Veränderung
zwischen den Zeitpunkten) sich zwischen den Gruppen unterscheiden. Der Unter-
schied zwischen Einsteigern und Nicht-Nutzern kann sowohl positiv als auch negativ
sein und dies unabhängig davon, ob das Ausmaß der politischen Kommunikation zwi-
schen erster und zweiter Welle absolut zu- oder abgenommen hat.

3. Ergebnisse

Die Präsentation der Ergebnisse erfolgt in drei Schritten. Zunächst geht es darum, ob
sich eine Verringerung der herkömmlichen politischen Kommunikation durch den In-
ternetzugang ergibt. Dies wäre eine Bestätigung der Abkehrthese (3.1). Dann wird ge-
prüft, ob alles so bleibt, wie es ist. Dies wäre eine Bestätigung der Indifferenzthese
(3.2). Oder zeigt sich eine Zunahme der politischen Kommunikation, die nachweislich
auf den Internetzugang zurückzuführen ist? Dies wäre eine Bestätigung der Mobilisie-
rungsthese (3.3).

3.1 Prüfung der Abkehrhypothese: Verringert sich die herkömmliche partizipative
Kommunikation?

Folgt man der Abkehrthese, so ist zu vermuten, dass sich bei den Einsteigern der Inter-
netzugang mit einer Abnahme ihrer herkömmlichen politischen Aktivitäten verbindet,
die auch durch möglicherweise hinzutretende politische Online-Aktivitäten nicht kom-
pensiert wird.

Betrachtet man die für unsere Analyse relevante Testgröße, also die (gruppen-)rela-
tive Veränderung von Einsteiger- und Kontrollgruppe, so bestätigt sich die Vermutung
einer Verringerung nicht.22 Die linke Spalte in Tabelle 1 zeigt, wie sich die Anzahl der
jeweils Aktiven in der Gruppe der Einsteiger im Gegensatz zur Gruppe der Nicht-Nut-
zer verändert hat: Es zeigen sich weitgehend nur marginale, nicht-signifikante Unter-
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22 Es gibt deutliche Veränderungen im Umfang der von uns untersuchten Aktivitäten im Zeitver-
lauf, die in der Tabelle jedoch nicht ausgewiesen werden, da wir uns nur für die relative Verän-
derung der Aktivitäten der Einsteiger im Vergleich zu den Nicht-Nutzern interessieren. Die
Einsteiger sind außerdem grundsätzlich aktiver als die Kontrollgruppe der Nicht-Nutzer, un-
abhängig von der Entwicklung über die Zeit.



schiede; bei zwei Aktivitäten lässt sich, entgegen der Annahme der Abkehrthese, ein
leichter Anstieg in der Zahl der Aktiven erkennen.

Bei der Intensität, also der jeweils angegebenen Häufigkeit der ausgeübten Aktivitä-
ten zeigt sich ein etwas anderes Bild: Zwar sehen wir auch hier bei zwei Drittel der
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Tabelle 1: Veränderung herkömmlicher politischer Aktivitäten von der ersten zur zwei-
ten Welle bei Einsteigern und Nicht-Nutzern im Vergleich

∆ Einsteiger vs.
Nicht-Nutzer bei Anzahl

der aktiven Personen

∆ Einsteiger vs.
Nicht-Nutzer bei Häu-
figkeit der Aktivitäten

Herkömmliche Aktivitäten dAMa pb dAMa p

Rezeptive politische Kommunikation:
Nutzung Fernsehnachrichten
Tageszeitungsnutzung
Nutzung politischer TV-Magazine

–0,05
–0,02

0,06

.34

.71

.33

0,15
–0,03

0,13

c.04c

.92
c.20c

Interpersonale politische Kommunikation:
Kontaktaufnahme mit Politikern
Gespräche über Politik

0,11
0,06

.03

.12
–1,61
–0,09

.01
c.41c

Expressive öff. politische Kommunikation:
Demonstrationsteilnahme
Versammlungsteilnahme
Wortmeldung auf Versammlung
Behördenkontakte
Schreiben von Leserbriefen
Unterschriftensammlung

–0,05
0,02
0,03
0,01
0,04
0,12

.20

.81

.57

.89

.26

.05

0,03
–0,32
–0,62

1,03
–0,15

0,03

.99

.36

.03

.00

.26

.82

Einsteiger: N = 86; Nicht-Nutzer: N = 374.
dAM: Unterschied der arithmetischen Mittel der Veränderung in den beiden Gruppen.
a Zur besseren Übersichtlichkeit werden überall – auch bei den ordinalskalierten Variablen – die

Veränderungen über Mittelwertunterschiede angegeben, die Signifikanzen wurden jedoch je-
weils mit den Verfahren berechnet, die dem Skalenniveau entsprechen.

b U-Test nach Mann-Whitney.
c Bei ordinalskalierten Variablen U-Test nach Mann-Whitney, sonst t-Test für unabhängige

Stichproben.
Signifikante Veränderungen hervorgehoben.
Anzahl der aktiven Personen: dichotome ja/nein-Codierung aller Variablen (bei Fernsehnachrich-
ten: „tägliche Nutzung ja/nein“, bei Nutzung politischer TV-Magazine: „mindestens mehrmals
monatlich“), die Veränderung 1. vs. 2. Welle wurde durch Subtraktion der Antworten der 1. von
den Antworten der 2. Welle ermittelt; der Mittelwert aus den so entstandenen Werten –1, 0, 1 bil-
den die Basis für den in der Tabelle ausgewiesenen Vergleich und dienen der Standardisierung der
Unterschiede für den Vergleich der verschieden großen Untersuchungsgruppen.
Häufigkeit der Aktivitäten: Mittelwerte der Unterschiede von der ersten zur zweiten Welle im Ver-
gleich der beiden Gruppen; die Häufigkeiten sind ordinalskaliert (Nutzung Fernsehnachrichten,
politische TV-Magazine, Gespräche über Politik) bzw. intervallskaliert.
Ein Lesebeispiel: Die Anzahl der Einsteiger, die auf herkömmlichem Wege Politiker kontaktiert ha-
ben, hat zur 2. Welle im Vergleich zu den Nicht-Nutzern zugenommen (der angegebene Wert
kann als prozentualer Unterschied der Veränderung interpretiert werden). Die Häufigkeit der Po-
litikerkontakte der Einsteiger war im Vergleich zu den dauerhaften Nicht-Nutzern bei der 2. Wel-
le im Durchschnitt um 1,6 Kontakte geringer als noch bei der ersten Welle.



Aktivitäten nur nicht-signifikante Veränderungen und einen leichten Anstieg der Akti-
vität bei zwei Formen partizipativer Kommunikation; aber bei der persönlichen Kon-
taktaufnahme mit Politikern und bei dem aktiven Auftreten auf politischen Versamm-
lungen ist der Saldo der Veränderungen negativ zu Lasten der Einsteiger. Bei diesen
herkömmlichen Aktivitäten ist das Engagement der Einsteiger also im Vergleich zu den
Nicht-Nutzern zurückgegangen.

Man kann resümierend feststellen: Insgesamt nimmt die Basis der herkömmlich Ak-
tiven in Folge des Internetzugangs leicht zu, während sich bei der Intensität Rückgän-
ge und Zuwächse die Waage halten. Ein neu geschaffener Internetzugang geht somit
nicht mit einer generellen Abnahme herkömmlicher politischer Kommunikationsaktivi-
täten einher. Damit hat sich die generelle Abkehrthese nicht bestätigen lassen. Die
Prüfung, inwieweit und weshalb es in ganz bestimmten Aktivitätsbereichen dennoch zu
auch negativen Verschiebungen kommt, muss weiteren Untersuchungen vorbehalten
bleiben.

3.2 Prüfung der Indifferenzhypothese: Verändert sich die partizipative
Kommunikation insgesamt?

Es hat sich also gezeigt, dass der Internetzugang keinen eindeutigen, gerichteten Ein-
fluss auf die herkömmliche individuelle politische Kommunikation ausübt. Dies wird
durch andere empirische Belege gestützt (Marr 2002; Weaver/Drew 2001). Dann liegt
die Annahme nahe, dass die individuelle politische Kommunikation insgesamt – also in
der herkömmlichen und in der internetgestützten Variante – vom Internetzugang un-
berührt bleibt. Es dürften politische Internetaktivitäten nur in einem solchen Maße
hinzutreten, wie die leichten Rückgänge und Zunahmen bei der herkömmlichen Kom-
munikation dadurch ausgeglichen würden. Dies wäre eine Bestätigung der Indifferenz-
these: Alles bleibt im Großen und Ganzen, wie es ist. Ausgehend von den Ergebnissen
aus Tabelle 1 dürften sich also nur im Bereich „Kontakte mit Politikern“ nennenswerte
Online-Aktivitäten zeigen, wenn sich die Indifferenzthese bestätigen soll.

Die bei der Gruppe der Einsteiger hinzutretenden Online-Aktivitäten bestätigen die
Hypothese in dieser Form jedoch nicht. Bei den im herkömmlichen Bereich (Tabel-
le 1) leicht rückläufigen Häufigkeiten von Politikerkontakten und öffentlichen Mei-
nungsäußerungen zeigen sich zwar tatsächlich Substitutionseffekte (siehe etwa die star-
ke Aktivität „Online-Leserbriefe/Foreneinträge“). Die bei den Einsteigern beobachteten
Online-Aktivitäten gehen jedoch deutlich über eine reine Substitution hinaus, insbe-
sondere bei der Informationsbeschaffung und -rezeption und in der interpersonalen
Kommunikation über politische Themen.23

Dies ist ein erstes Indiz dafür, dass sich bei der Gruppe der Einsteiger eine Mobili-
sierung beobachten lässt. Ein klareres Bild ergibt sich, wenn die über verschiedene me-
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23 Man könnte vermuten, dass es sich bei den Online-Aktivitäten um ein Erprobungsverhalten
handelt, das im Laufe der Zeit wieder zurückgeht. Wir haben die Dauer der Online-Erfahrung
(in Monaten) mit der Ausübung verschiedener Online-Aktivitäten in Beziehung gesetzt. Das
Ergebnis widerlegt die Vermutung: Die Korrelationskoeffizienten sind bis auf zwei Ausnahmen
(ohne Zusammenhang) signifikant positiv. Das bedeutet: Je mehr Monate jemand im Netz
verbracht hat, desto aktiver ist er im Hinblick auf die von uns erfassten Online-Tätigkeiten.



diale Wege abgewickelten, in ihrer kommunikativen Form aber vergleichbaren politi-
schen Kommunikationsaktivitäten zusammengefasst und auf ihre Unterschiede getestet
werden.

Hier zeigen sich signifikante positive Veränderungen: Die Einsteiger unterhalten
sich nach einem Jahr insgesamt deutlich öfter über politische Themen als Nicht-Nut-
zer. Fasst man bei den Gesprächen über Politik die herkömmlichen Gespräche und die
netzgestützte interpersonale politische Kommunikation (via E-Mails, Newsgroups,
Chats) zusammen, steigt das Aktivitätsniveau der Einsteiger deutlich stärker an als das
der Nicht-Nutzer.

Gleiches zeigt sich bei der öffentlichen Meinungsäußerung, die herkömmlich fast
nur über den klassischen Leserbrief realisierbar ist: Addiert man hier die online-gestütz-
ten Aktivitäten hinzu, wird das stärkere Engagement der Einsteiger deutlich und signi-
fikant. Einsteiger zeigen in einem höheren Maße ihre politische Meinung als die
Nicht-Nutzer.

Politisch genutzt werden von den Einsteigern also vor allem diejenigen Online-
Kommunikationsmedien, die die Online-Kommunikation auch außerhalb des Politi-
schen dominieren – also E-Mail und Chat. Diese werden offensichtlich schnell und
recht unbefangen auch für die politische Kommunikation eingesetzt. Andere netzge-
stützte Kommunikationsformen, die als partizipative Möglichkeit in Frage kommen,
wie z.B. die Nutzung einer eigenen Website zur Meinungsäußerung, spielen überhaupt
keine Rolle.24
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Tabelle 2: Online-Aktivitäten der Einsteiger zum Zeitpunkt der 2. Welle (N=86)

Anteil Aktive Häufigkeita

Online-Aktivitäten N % AM

Rezeptive politische Kommunikation:
Politische Informationen im Internetb

Online-Anforderung von Infomaterial
Nutzung v. Politiker-Homepages

8
25
17

9,3
29,1
19,8

1,48
1,88
n.a.

Interpersonale politische Kommunikation:
Online-Kontakte mit Politikern
Online-Gespräche über Politikc

1
17

1,2
19,8

50
1,41

Expressive öffentlich-politische Kommunikation:
Online-Leserbriefe/Foreneinträge
Mailingaktionen
Politische Homepage/Banner

8
3
0

9,3
3,5
–

8,75
1,33
n.a.

AM: Arithmetisches Mittel.
n.a.: Häufigkeiten/Intensitäten wurden nicht abgefragt.
a bezogen auf die jeweils aktiven Einsteiger; bei ordinalskalierten Variablen: Skalen-Mittelwert.
b vierstufige Ordinalskala: täglich (4), mehrmals pro Woche (3), mehrmals pro Monat (2), selte-

ner (1).
c dreistufige Ordinalskala: oft (3), gelegentlich (2), selten (1).

24 Genau zwei Befragte der gesamten Stichprobe unterhielten zum Zeitpunkt der ersten Welle
eine eigene Website mit politischem Inhalt, zur zweiten Welle kein einziger mehr. Die ambi-
tionierten Formen der politischen Netznutzung wie virtuelle Sit-ins ziehen zwar die Aufmerk-



Die Beurteilung der Indifferenzthese fällt also differenziert aus: Manche Aktivitäten
sind nur marginal davon berührt, ob das Kommunikationsrepertoire sich erweitert oder
nicht. Aber bei etwa der Hälfte der untersuchten Kommunikationsformen zeigt sich
eine Zunahme der Aktivität. Diese Aktivitäten schauen wir uns im nächsten Schritt ge-
nauer an, um zu prüfen, ob der Befund eine Bestätigung der Mobilisierungsthese dar-
stellt. Denn nur, wenn sich diese Differenzen auf den Internetzugang zurückführen las-
sen, wäre dies eine Bestätigung der Mobilisierungsthese.

3.3 Prüfung der Mobilisierungshypothese: Lassen sich die Veränderungen auf den
Internetzugang zurückführen?

In einem quasi-experimentellen Design sind nicht alle Einflussvariablen vollständig
kontrollierbar. Da sich die Gruppe der Einsteiger und die Kontrollgruppe der dauer-
haften Nicht-Nutzer hinsichtlich ihrer Sozialstruktur deutlich unterscheiden, könnten
sich im Laufe eines Jahres neben dem Internetzugang auch andere Variablen so verän-
dert haben, dass sie einen signifikanten Einfluss auf politisches Verhalten bekommen.
Je mehr dies der Fall ist, desto schwächer wäre die Stützung der Mobilisierungsthese,
denn dabei wird davon ausgegangen, dass die Veränderungen durch den Internet-
zugang hervorgerufen werden.
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samkeit von Öffentlichkeit und Wissenschaft auf sich (vgl. Zittel 2001: 456), spielen aber kei-
ne statistisch messbare Rolle.

Tabelle 3: Unterschiede in der Veränderung der Intensität vergleichbarer Offline-On-
line-Aktivitäten zwischen Einsteigern und Nicht-Nutzern

Veränderung 1. vs.
2. Welle Einsteiger Nicht-Nutzer

∆ Einsteiger vs.
Nicht-Nutzer

Gesamtaktivitäten dAM p dAM p dAM p

Kontaktaufnahme mit Politikern gesamt
Gespräche über Politik gesamta

Leserbriefe/Foreneinträge gesamt
Unterschriftensammlungen gesamt

–0,73
1,14
0,63

–0,14

.50

.00

.23

.40

0,28
0,03

–0,05
–0,06

.27

.58

.35

.27

–1,01
1,12
0,68

–0,08

.17

.00

.01

.60

∆ Einsteiger vs. Nicht-Nutzer: Differenz der Veränderungen, die sich in den beiden Gruppen zwi-
schen 1. und 2. Welle gezeigt haben.
dAM: Veränderung des arithmetischen Mittels.
Veränderung der Gruppen von 1. zu 2. Welle: t-Test für abhängige Stichproben.
Veränderung der Differenz: t-Test für unabhängige Stichproben.
a Da es sich bei diesem Kriterium um eine ordinalskalierte Variable handelt, ist eine Addition von

Häufigkeiten problematisch. Es müssen nicht nur gleiche Abstände zwischen den einzelnen
Rangstufen vorausgesetzt werden, sondern auch, dass zwei Tätigkeiten, die man „häufig“ aus-
führt, doppelt soviel Zeit beanspruchen wie eine Tätigkeit, die man „häufig“ ausführt. Um die-
ses Problem zumindest etwas zu berücksichtigen, wurden die Online-Aktivitäten vor Addition
mit der individuellen Internet-Nutzungszeit gewichtet, um der im Durchschnitt deutlich gerin-
geren Online-Zeit gerecht zu werden, die logischerweise auch deutlich weniger Gelegenheiten
zu politischen Gesprächen bietet als das soziale Offline-Alltagsleben der Befragten.

Signifikante Veränderungen sind hervorgehoben.



Mobilisierung durch das Internet? 205
T

ab
el

le
4:

E
in

fa
kt

or
ie

lle
V

ar
ia

nz
an

al
ys

en
zu

m
E

in
flu

ss
de

s
In

te
rn

et
zu

ga
ng

s
so

w
ie

K
on

tr
ol

lv
ar

ia
bl

en
(K

ov
ar

ia
te

n)
au

f
V

er
än

de
ru

ng
en

in
de

r
po

lit
is

ch
en

K
om

m
un

ik
at

io
n

A
V

:
T

V
-N

ac
hr

ic
ht

en
W

or
tm

el
dg

.
au

f
V

er
sa

m
m

lu
ng

B
eh

ör
de

nk
on

ta
kt

e
L

es
er

br
ie

fe
/

Fo
re

ne
in

tr
äg

e
ge

s.
G

es
pr

äc
he

üb
er

P
ol

it
ik

ge
s.

p
χ²

p
χ²

p
χ²

p
χ²

p
χ²

U
V

:
In

te
rn

et
zu

ga
ng

.1
4

.0
1

.2
7

.0
1

.0
1

.0
4

.1
3

.0
1

.0
0

.0
6

K
V

: m
eh

r
Z

ei
t

fü
r

M
ed

ie
nn

ut
zu

ng
st

är
ke

re
E

in
fl

us
sü

be
rz

eu
gu

ng
st

är
ke

re
N

ut
ze

ne
rw

ar
tu

ng
st

är
ke

re
po

lit
.

K
om

m
.-

K
om

pe
te

nz
m

eh
r

Z
ei

t
fü

r
po

lit
.

K
om

m
un

ik
at

io
n

st
är

ke
re

P
ar

ti
zi

pa
ti

on
sk

om
pe

te
nz

gr
öß

er
es

E
in

ko
m

m
en

.0
1

.6
7

.2
7

.8
5

.9
4

.2
2

.0
1

.0
3

.0
0

.0
0

.0
0

.0
0

.0
1

.0
3

.5
8

.6
2

.0
5

.0
2

.8
9

.8
4

.5
5

.0
0

.0
0

.0
2

.0
3

.0
0

.0
0

.0
0

.5
4

.5
8

.1
7

.4
8

.4
0

.6
8

.8
8

.0
0

.0
0

.0
1

.0
0

.0
0

.0
0

.0
0

.7
6

.2
4

.0
6

.6
2

.9
7

.7
3

.1
5

.0
0

.0
1

.0
2

.0
0

.0
0

.0
0

.0
1

.9
3

.0
1

.0
7

.0
6

.0
1

.0
9

.0
0

.0
0

.0
4

.0
2

.0
2

.0
3

.0
1

.0
5

χ²
:

U
nt

er
sc

hi
ed

in
de

r
V

er
än

de
ru

ng
de

r
V

ar
ia

bl
en

zw
is

ch
en

E
in

st
ei

ge
rn

un
d

N
ic

ht
-N

ut
ze

rn
.

D
ie

po
lit

is
ch

en
E

in
st

el
lu

ng
en

un
d

in
di

vi
du

el
le

n
R

es
tr

ik
ti

on
en

,d
er

en
U

nt
er

sc
hi

ed
e

im
Z

ei
tv

er
la

uf
in

di
es

e
A

na
ly

se
ei

ng
in

ge
n,

w
ur

de
n

üb
er

di
e

dr
ei

st
uf

ig
or

di
na

ls
ka

lie
rt

e
Z

us
ti

m
m

un
g

zu
fo

lg
en

de
n

It
em

s
ab

ge
fr

ag
t:

„I
ch

w
ür

de
m

eh
r

M
ed

ie
n

nu
tz

en
,a

be
r

m
ir

fe
hl

t
da

fü
r

di
e

Z
ei

t“
,„

D
ie

Po
lit

ik
er

kü
m

m
er

n
si

ch
ni

ch
t

vi
el

da
ru

m
,w

as
di

e
Le

ut
e

de
nk

en
“,

„P
ol

it
ik

is
t

m
ir

ei
nf

ac
h

zu
ko

m
pl

iz
ie

rt
,u

m
m

it
an

de
re

n
ri

ch
ti

g
da

rü
be

r
sp

re
ch

en
zu

kö
nn

en
“,

„I
ch

ha
be

ei
nf

ac
h

zu
w

en
ig

Z
ei

t,
um

m
ic

h
öf

te
r

üb
er

Po
lit

ik
zu

un
te

rh
al

te
n“

,
„P

ol
it

ik
is

t
m

ir
ei

nf
ac

h
zu

ko
m

pl
iz

ie
rt

,
um

se
lb

st
po

lit
is

ch
ak

ti
v

zu
w

er
de

n“
.

K
om

m
un

ik
at

io
ns

m
ot

iv
e

w
ur

de
n

üb
er

vi
er

st
uf

ig
e

or
di

na
ls

ka
lie

rt
e

A
nt

w
or

te
n

er
ho

be
n,

ei
ne

di
es

er
Fr

ag
en

is
t,

tr
ot

z
kn

ap
p

ve
rf

eh
lt

er
Si

gn
if

ik
an

zg
re

nz
e,

in
de

r
T

ab
el

le
au

sg
ew

ie
se

n:
„W

ie
w

ic
ht

ig
is

t
es

fü
r

Si
e,

da
ss

da
s,

w
as

in
de

r
Po

lit
ik

ge
sc

hi
eh

t,
fü

r
Si

e
ga

nz
pe

rs
ön

lic
h

ei
ne

n
N

ut
ze

n
ha

t?
“

D
as

E
in

ko
m

m
en

w
ur

de
üb

er
di

e
R

an
gv

er
än

de
ru

ng
en

de
r

je
w

ei
lig

en
E

in
ko

m
m

en
sg

ru
pp

e
de

r
B

ef
ra

gt
en

vo
n

de
r

1.
zu

r
2.

W
el

le
ge

m
es

se
n.

Si
gn

if
ik

an
te

V
er

än
de

ru
ng

en
si

nd
he

rv
or

ge
ho

be
n.



Es wurde deshalb varianzanalytisch geprüft, ob die gezeigten signifikanten Gruppen-
unterschiede auch bei Kontrolle verschiedener diskriminierender Drittvariablen – etwa
veränderter Motivstrukturen oder veränderter individueller Restriktionen – erhalten
bleiben und ob dem Internetzugang ein eigenständiger Erklärungsanteil zukommt.25

Tabelle 4 zeigt den Anteil der Varianzaufklärung, den verschiedene Variablen hin-
sichtlich der Unterschiede zwischen Einsteigern und Nicht-Nutzern bei den abhängi-
gen Variablen haben; signifikante Effekte sind hervorgehoben. Geprüft wurden diejeni-
gen Aktivitäten, bei denen sich signifikante Unterschiede zwischen Einsteigern und
Nicht-Nutzern gezeigt hatten.

Bei zwei Aktivitäten erweist sich der Internetzugang trotz der Aufklärungsanteile
anderer Kontrollvariablen als weiterhin erklärungskräftig, bei den drei anderen Aktivi-
täten überschreitet die Irrtumswahrscheinlichkeit allerdings das Signifikanzniveau von
5 Prozent. Bei der Aufklärung der Varianz in den Gesprächen über Politik erklären an-
dere Faktoren in stärkerem Maße die Veränderungen, trotzdem bleibt der Beitrag des
Internetzugangs signifikant.

Diese Ergebnisse sprechen gegen die Vermutung, andere Erklärungsfaktoren seien
für die beobachteten Veränderungen verantwortlich. Allerdings ist zu beachten, dass
die aufgeklärte Varianz durch den Internetzugang ebenso wie durch die übrigen getes-
teten Variablen relativ gering ist, obgleich alle in der Literatur als relevant diskutierten
Faktoren in die Untersuchung einbezogen wurden. Hierzu können weitere Forschun-
gen sicherlich noch wesentliche Beiträge leisten.26

3.4 Zusammenfassung: negatives Ergebnis bei der Abkehrthese, differenziertes
Ergebnis bei Indifferenz- und Mobilisierungsthese

Es findet sich keine Bestätigung der Abkehrthese: Der Internetzugang führt nicht dazu,
dass sich die Bürger von der Politik abwenden. Es finden sich bei einem Teil der Akti-
vitäten Belege für die Indifferenzthese: Bei vielen politischen Aktivitäten spielt es keine
Rolle, ob die Bürger über einen Netzzugang verfügen oder nicht. Aber es gibt einige
Aktivitäten, bei denen der Netzzugang nachweislich eine Rolle spielt.

Das Internet wird von den Bürgern vor allem dort eingesetzt, wo es seine interakti-
ven Stärken ausspielen kann, nämlich im Bereich interpersonaler Kommunikation,
während herkömmliche Formen der Partizipation weiterhin genutzt werden. Insofern
hat sich bei diesen Aktivitäten die Mobilisierungsthese bestätigt: Ein signifikanter Anteil
der Bürger nimmt häufiger an bestimmten Formen der politischen Kommunikation
teil, als dies der Fall war, bevor sie Netzzugang hatten. Wir können also einen „Netz-
effekt“ feststellen – eine Veränderung der individuellen politischen Kommunikation,
die nachweislich auf die Aneignung des Internets zurückzuführen ist.
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25 Ein möglicher Einfluss anderer Variablen – politisches Interesse, Bildungsstand etc. – findet
sich in dieser Analyse deshalb nicht, weil sie sich innerhalb des untersuchten Zeitraums nicht
verändert haben. Diese Variablen sind durch das Experimentaldesign, bei dem die Befragten
innerhalb der Gruppen konstant gehalten wurden, bereits berücksichtigt.

26 Zu beachten ist bei der Gewichtung der Befunde, dass die Hypothesen einem vergleichsweise
harten Test unterzogen wurden. Vor allem der Untersuchungszeitraum ist sehr kurz bemessen,
betrachtet man den untersuchten Gegenstand.



4. Generalisierung der Befunde

Zweifellos behält die politische Kommunikation im Alltag der Bürger auch im Internet-
zeitalter ihren vergleichsweise geringen Stellenwert.27 Das stand hier aber überhaupt
nicht zur Debatte. Zu der weiterhin unverminderten herkömmlichen politischen Kom-
munikation treten interpersonale, aber über das Internet laufende Formen politischer
Kommunikation hinzu.

Mit Hilfe der von uns vorgenommenen Differenzierung der abhängigen Variablen
nach Kommunikationsformen und Kommunikationsmedien ließ sich zeigen, dass es
dabei insbesondere interpersonale politische Kommunikationsaktivitäten sind, die infol-
ge des Internetzugangs stimuliert werden. Im Internet werden bevorzugt diejenigen
Formen der Kommunikation auch für politische Zwecke herangezogen, die leicht er-
lernbar und unkompliziert einzusetzen sind und die generell am meisten genutzt wer-
den. In die Fülle an täglich verschickten E-Mails reihen sich so eben auch solche an
Zeitungen oder eine Partei ein. Expressive öffentliche Kommunikation, auch her-
kömmliche, wird dagegen kaum vom Internet-Zugang beeinflusst, insbesondere On-
line-Aktivitäten sind in diesem Bereich kaum messbar. Tatsächlich „neue“ Formen po-
litischer Kommunikation, die größere Kompetenz und hohen Aufwand erfordern, fin-
den sich nicht im Repertoire des „einfachen Surfers“. Politische Online-Kommunika-
tion folgt offenbar den vertrauten Mustern der Kommunikation.

Die Erweiterung des kommunikativen Repertoires führt insgesamt zu – wenn auch
begrenzten – Veränderungen der politischen Kommunikation, und zwar nicht in der
von der Abkehrthese vorausgesagten Richtung. Vor dem Hintergrund unserer theore-
tisch offenen Annäherung an das Phänomen kann das Feld der möglichen Erklärungs-
modelle nun eingegrenzt werden: In Theorietests müssten vorrangig die Mobilisie-
rungsansätze verfolgt werden. Der Schwerpunkt der Effekte im Bereich interaktiver
und interpersonaler Kommunikation spricht hier weniger für die von der Massenkom-
munikationsforschung aufgedeckten inhaltlichen Wirkungen von Medienangeboten,
die von einer breiten Öffentlichkeit wahrgenommenen werden (Kampagnen, Sugges-
tivität des Fernsehens). Weiter legen die Befunde eher das Modell eines „Virtuous
Circle“ (Norris 2000) nahe: Das Internet wäre Teil eines komplexen Kommunikations-
zusammenhangs, dessen strukturelle Faktoren sich wechselseitig verstärken. Je intensi-
ver Personen aktuelle Medienangebote nutzen, desto intensiver unterhalten sie sich
auch mit anderen über Politik, desto stärker ist ihre Einflussüberzeugung, desto inten-
siver nehmen sie Möglichkeiten der politischen Teilhabe wahr und desto intensiver
nutzen sie wiederum die aktuellen politischen Medienangebote – der klassischen und
der neuen Medien.

Vorausgesetzt, diese Entwicklungen ließen sich langfristig verfolgen und es könnten
weitere Variablen einbezogen werden (zu Einstellungen, Wissen, Mediennutzung), so
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27 In der vorliegenden Untersuchung gaben 89,5 Prozent der Online-Nutzer an, dass ihre politi-
schen Internet-Aktivitäten weniger als 5 Prozent ihrer Online-Zeit in Anspruch nähmen (vgl.
dazu auch Hagen/Mayer 1998). Auch das deutlich geringere Zeitbudget für die Internet-
Nutzung im Verhältnis zur Radio- oder Fernsehnutzung bestätigt dies (Eimeren/Gerhard/
Frees 2001: 390).



ließen sich die von dem „Circle“-Modell vorausgesagten Rückkopplungen auf dedukti-
ve Weise empirisch prüfen.

5. Ausblick

Es wird aber bereits jetzt deutlich, dass das Internet einen Beitrag zur „Zivilgesell-
schaft“ leistet – auf der Ebene des individuellen Handelns. Es trägt dazu bei, dass bür-
gerschaftliches Engagement für mehr Bürger bei mehr Gelegenheiten an Selbstver-
ständlichkeit gewinnt – mit all den Licht- und Schattenseiten, die dies mit sich
bringt.28

Unsere Ergebnisse zeigen jedoch auch, dass die Mobilisierung sozial selektiv aus-
fällt. Zwar schließen die Nachzügler im Hinblick auf den Internetzugang auf und nut-
zen auch die Möglichkeiten der politischen Kommunikation, aber dies geschieht spä-
ter, selektiver und seltener als die Vorreiter. Beim Internetzugang sind die Unterschiede
in Alter und Bildung nach wie vor von Bedeutung – mit abnehmender Tendenz (Em-
mer/Vowe 2002). Im Hinblick auf die Nutzung für politische Zwecke lassen sich bei
einzelnen Aktivitäten aber größer werdende Unterschiede beobachten. Dadurch stellt
sich für zukünftige Studien verstärkt das klassische Problem der Partizipation, wie mit
dem Widerspruch zwischen dem Postulat politischer Gleichheit und der Realität gesell-
schaftlicher Ungleichheit umzugehen sei.

Die vorliegende Untersuchung kann nur ein erster Schritt sein, um die Wirkung
des Internets auf Politik zu prüfen und um den Erklärungsgehalt theoretischer Modelle
für den Einfluss von Medien und Kommunikation auf politisches Handeln zu prüfen.
Dafür ist eine methodisch vielfältige und detaillierte Betrachtung der einzelnen Kom-
munikationsformen nötig, die sich mit dem Internet herausgebildet haben. Auf Basis
dieser Ergebnisse können dann diejenigen theoretischen Modelle systematisch geprüft
werden, die wir bereits aus der Kommunikations- und der Partizipationsforschung ken-
nen. Dabei ist insbesondere die Frage zu klären, warum eine Veränderung des kommu-
nikativen Repertoires zu einer Veränderung der individuellen politischen Kommunika-
tion führt und warum manche Aktivitäten nachweislich vom Internetzugang beein-
flusst werden und andere nicht.

Einige Hinweise in den Daten (vgl. Tabelle 4) deuten darauf hin, dass die Erklä-
rung für eine Verstärkung politischer Kommunikation durch Internet-Zugang in un-
terschiedlichen Kosten-Nutzen-Abwägungen liegen könnte. Die Kommunikationsfor-
schung hat schon früh die instrumentelle Nutzbarkeit des Internets für alle Formen
der Kommunikation thematisiert und zur Erklärung den klassischen Uses and Gratifi-
cations-Ansatz herangezogen (siehe z.B. Höflich 1994; Scheufele 2002; Weinreich
1998; Williams/Phillips/Lum 1985). Aus politikwissenschaftlicher Perspektive fügt sich
eine solche Interpretation in das Bild des (instrumentell) rationalen Bürgers, der Auf-
wand und Ertrag verschiedener politischer Handlungsalternativen abwägt und entspre-
chend auswählt (vgl. Braun 1999; Downs 1968). Der Internetzugang wäre in einem
solchen rationalen Modell deshalb von Bedeutung, weil er die Kosten-Nutzen-Rela-
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28 Frey (2003) hat für die „Mail-Flut“ eine ökonomische Problemlösung vorgeschlagen.



tionen für politisch-kommunikative Aktivitäten verschiebt.29 Vielversprechend wäre
also die Anwendung eines Modells rationaler Wahl, das die Nutzung des Internets und
in der Folge eine Verstärkung politischer Kommunikation durch Verschiebungen in
den Kosten-Nutzen-Abwägungen der Bürger erklären kann.

Wir konnten bei verschiedenen Kommunikationsformen zeigen, welche Folgen eine
Erweiterung des medialen Repertoires zeitigt. Diese Erweiterung ist mehr als ein Zu-
wachs an technischen Möglichkeiten; sie drückt sich in der Aneignung der technischen
Möglichkeiten aus. Verändern sich infolge einer solchen Erweiterung die Restriktionen
für Handeln, so verändert sich bei stabiler Motivlage das Handeln. Demzufolge wäre
das Phänomen, dass mehr Bürger intensiver als früher über Politik kommunizieren,
nicht durch eine verstärkte Sorge um unsere Welt zu erklären oder durch das gestiege-
ne Bedürfnis, sich einzumischen, sondern durch die veränderten kommunikativen Rah-
menbedingungen.
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